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Pressemit te i lung  
 
Kommunalgipfel in Staatskanzlei: 

 
Finanzielle Unterstützung für Kommunen /  
Woidke: „Energiesicherheit muss gewährleistet sein“ 
 
Ministerpräsident Dietmar Woidke hat heute angesichts der hohen Energie-
preise in Folge des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine Landrätin-
nen und Landräte sowie die Oberbürgermeister und die kommunalen Spitzen-
verbände zu einem Spitzengespräch in der Staatskanzlei empfangen. Dabei 
ging es vor allem darum, wie die Energieversorgung als wesentlicher Be-
standteil der Daseinsvorsorge im Land Brandenburg gewährleistet werden 
kann. Alle Beteiligten waren sich einig, dass die Leistungsfähigkeit der Land-
kreise, kreisfreien Städte sowie von Städten und Gemeinden aufrechterhalten 
werden muss. Die Teilnehmer verabschiedeten eine gemeinsame Rahmenver-
einbarung zur Unterstützung der Kommunen durch das Land (Anhang).           
 
Die Maßnahmen des Landes sollen insbesondere die gestiegenen Sozialausga-
ben sowie Energie- und Gaskosten bei kommunalen Unternehmen und Einrich-
tungen abfedern. Darüber hinaus sollen sie der Unterstützung von Stadtwerken 
und kommunalen Wohnungsbaugesellschaften dienen sowie die Aufnahme und 
Unterbringung von Geflüchteten umfassen und Kostensteigerungen bei kommu-
nalen Investitionsmaßnahmen abfedern. Diese Punkte sind in der Rahmenver-
einbarung vereinbart. 
 
Woidke: „Die Menschen im Land brauchen Sicherheit. Land, Kreise und Kommunen 
ziehen dafür an einem Strang. Das geht nur gemeinsam und solidarisch. Die weite-
ren Gespräche werden schnell fortgesetzt, da die unterstützenden Maßnahmen 
des Landes noch in die abschließenden Landtagsberatungen über den Doppel-
haushalt 2023/2024 eingebracht werden sollen.“ 
 
Der Vorsitzende des Landkreistags und Landrat Oberspreewald-Lausitz, Siegurd 
Heinze, und der Präsident des Städte- und Gemeindebundes, Wittenbergs Bürger-
meister Oliver Hermann, zeigten sich auf der anschließenden Pressekonferenz er-
freut über die heutigen Absprachen mit der Landesregierung. 
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Siegurd Heinze: „In dieser Krisensituation hilft nur gemeinsames und abgestimm-
tes Handeln. Ich freue mich, dass wir mit dem heutigen Treffen ein gutes Stück 
vorangekommen sind. Jetzt haben wir Sicherheit, dass das - was jetzt durch das 
Land auf den Weg gebracht wird - uns als Kommunen, als Landkreise, als Städte 
und Gemeinden helfen wird, durch die nächsten zwei Jahre zu kommen.“ 
 
Oliver Hermann: „Die heute unterzeichnete und gemeinsam erarbeitete Rahmen-
vereinbarung ist eine sehr gute Grundlage. Das Gebot der Stunde ist, dass ein 
Investitionsstopp in Kommunen und Gemeinden unbedingt vermieden wird. Das öf-
fentliche Angebot mit Schwimmhallen, Bibliotheken und Museen für die Branden-
burgerinnen und Brandenburger muss erhalten bleiben. Mit der Unterstützung 
durch das Land kann das gelingen.“ 
 
Land und Kommunen verständigten sich darauf, zeitnah die konkrete Ausgestal-
tung zu beraten. Die Finanzierung der einzelnen Maßnahmen soll aus dem vorge-
sehenen und bis zu zwei Milliarden Euro umfassenden Brandenburg-Paket er-
folgen. Die Mittel dienen der Ergänzung der bereits beschlossenen Maßnahmen 
des Bundes und der Europäischen Union. Zur Konkretisierung der Landesmittel 
müssen sowohl die Beratungen mit dem Bund zur Umsetzung des 3. Entlastungs-
pakets und des wirtschaftlichen Abschirmschirms als auch die Meinungsbildung 
innerhalb der Landesregierung zu Inhalten und Umfängen des Brandenburg-Pa-
kets noch abgeschlossen werden.  
 
Zur konkreten Umsetzung heißt es in der Vereinbarung: „… die ergänzenden Mittel 
(sollen) zielgerichtet sowie möglichst unbürokratisch, zügig, transparent und un-
ter Verzicht von Einzelantragsverfahren nach Inkrafttreten des Doppelhaushalts 
2023/2024 zur Verfügung gestellt werden.“ 
 
An dem Gespräch nahmen neben Ministerpräsident Dietmar Woidke, Oliver Her-
mann und Siegurd Heinze die Oberbürgermeister, Landrätinnen und Landräten so-
wie seitens der Landesregierung Innenminister Michael Stübgen, Finanzministerin 
Katrin Lange, Wirtschaftsminister Jörg Steinbach, Umweltminister Axel Vogel 
und Gesundheitsstaatssekretär Michael Ranft teil.  
 
Anlage:  
 
Rahmenvereinbarung der Landesregierung mit den kommunalen Spitzenverbän-
den 
 
 
 
 


